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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Oktober 1965 

II/l — 68070 — 6056/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes z.u den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats betreffend die Veresterung von 
Olivenspeiseöl. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 23. September 1965 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. Die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckcrei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
betreffend der Veresterung von Olivenspeiseöl 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

tin Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Inverkehrbringen von Olivenspeiseöl, das' 
durch Verfahren der Veresterung oder der Synthese 
behandelt worden ist, kann die Gefahr schwerer 
Störungen des Olivenölmarktes mit sich bringen und' 
die Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für 
Fette gefährden. 

Ferner ist es angebracht, die Beachtung der Qua- 
lität der Erzeugnisse sicherzustellen und die Ver- 
braucher vor Täuschung und Verfälschung zu schüt- 
zen. 

Für diese Zwecke ist es angebracht, die in diesem 
Bereich zwischen den Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten bestehenden Unterschiede zu beseiti- 
gen. 

Das Verbot, Olivenspeiseöl, das durch Vereste- 
rung oder Synthese behandelt worden ist, in den 
Verkehr zu bringen, muß mit einer wirksamen Über- 
wachung der Veresterungsanlagen einhergehen. 

Dieses Verbot und diese Überwachung müssen 
vom Zeitpunkt der ersten Anwendung der gemein- 
samen Marktorganisation für Fette an verwirklicht 
werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten verbieten jegliches Inver- 
kehrbringen von zu Speisezwecken bestimmten Oli- 
venöl, das durch Verfahren der Veresterung oder 
der Synthese behandelt worden ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen die Überwachung 
der Anlagen sicher, die dazu verwandt werden kön- 
nen, zu Speisezwecken bestimmtes Olivenöl durch 
Veresterung oder Synthese zu behandeln. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt nicht für Olivenöl, das zur 
Ausfuhr aus der Gemeinschaft bestimmt ist. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie in der Weise 
nachzukommen, daß diese Maßnahmen spätestens 
zum Zeitpunkt der ersten Anwendung der gemein- 
samen Marktorganisation für Fette angewendet 
werden, und setzen hiervon die Kommission unver- 
züglich in Kenntnis. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


1. a) Mit Datum vom 2. Dezember 1964 hat die 

Kommission dem Rat den Vorschlag einer 
Verordnung über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Fette 
vorgelegt. 

b) Mit Schreiben vom 23. März 1965 hat die ita- 
lienische Delegation die Aufmerksamkeit der 
Arbeitsgruppe „Fette“ des Sonderausschusses 
Landwirtschaft auf das italienische Gesetz 
Nr. 1104 vom 12. Juli 1964 gelenkt, welches 
die Veresterung sämtlicher zu Speisezwecken 
bestimmter öle verbietet. 

c) Das unter b) genannte italienische Gesetz ent- 
spricht der Entschließung Nr. 6 der Konferenz 
der Vereinten Nationen über Fragen des Oli- 
venöls von 1963 2) und der Empfehlung Nr. 3 
des Internationalen Ölrats von 1964^). 

d) Ferner sieht auch das französische Recht das 
Verbot vor, zu Speisezwecken bestimmtes 
Olivenöl, das durch Veresterung oder Syn- 
these behandelt worden ist, zu vertreiben. 

2. Das Fehlen eines einheitlichen Rechts auf diesem 
Gebiet in allen Mitgliedstaaten kann die Gefahr 
schwerer Störungen auf dem Olivenölmarkt mit 
sich bringen. Es kann außerdem die Ziele der 


1) Dok. VI/KOM(64)490 endg. 

2) „Da das Gleichgewicht des Ölmarktes durch das An- 
gebot synthetischer Öle, die anstelle von aus Öl- 
saaten und -früchten gewonnenen Ölen verbraucht 
werden, beeinträchtigt werden kann und in Anbe- 
tracht der Tatsache, daß Ölivenöl ein natürliches Fett 
ist, empfiehlt die Konferenz der Vereinten Nationen 
über Fragen des ölivenöls, alle geeigneten Maßnahmen 
zu treffen, um die Veresterung bei Ölivenöl zu ver- 
bieten und die Kontrolle der unter Umständen vor- 
handenen Veresterungsanlagen zu garantieren". 

3) „In Anbetracht der Entschließung Nr. 6 der Konferenz 
der Vereinten Nationen vom Jahre 1963 über Fragen 
des Olivenöls empfiehlt der Internationale ölrat den 
Regierungen der dem Internationalen Oliivenölabkom- 
men vom Jahre 1963 angehörenden Länder, der vorge- 
nannten Entschließung gemäß — sollten sie dies nodi 
nicht getan haben — alle geeigneten Maßnahmen zu 
treffen, um die Veresterung bei Olivenöl zu verbie- 
ten und die Kontrolle der unter Umständen vorhan- 
denen Veresterungsanlagen zu garantieren. Der In- 
ternationale ölrat weist in diesem Zusammenhang auf 
die Beeinträchtigung des Gleichgewichts auf dem 
Olivenölmarkt durch das Angebot synthetischer öle 
hin und fordert die Regierungen auf, unabhängig von 
der erwähnten Kontrolle alle zweckdienlichen Maß- 
nahmen zur Beseitigung ider Veresterungsanlagen zu 
treffen". 


gemeinsamen Marktorganisation für Fette ge- 
fährden, da für gewisse Unternehmer die Mög- 
lichkeit gegeben ist, Olivenspeiseöl in den Ver- 
kehr zu bringen, das durch Verfahren der Ver- 
esterung oder der Synthese behandelt worden 
ist, und dies zu Preisen, die in keinem Verhältnis 
zu denen des Originalerzeugnisses stehen. 

Es ist infolgedessen erforderlich, in Anwendung 
des Artikels 43 des Vertrages die in diesem 
Bereich zwischen den innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften bestehenden Unterschiede zu beseiti- 
gen. Zu diesem Zweck legt die Kommission den 
Vorschlag einer Richtlinie vor, welche die Mit- 
gliedstaaten verpflichtet, vom Zeitpunkt der 
ersten Anwendung der gemeinsamen Marktor- 
ganisation für Fette an das Inverkehrbringen von 
Olivenspeiseöl, welches durch Veresterung oder 
Synthese behandelt worden ist, zu verbieten. Da- 
bei lenkt die Kommission die Aufmerksamkeit 
des Rats auf die Notwendigkeit, die Zeitpunkte 
der Annahme der vorliegenden Richtlinie und 
der Verordnung über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Fette mitein- 
ander in Einklang zu bringen. 

Im Verlauf der Besprechungen mit den Regie- 
rungssachverständigen haben mehrere Delega- 
tionen die Notwendigkeit unterstrichen, daß eine 
wirksame Überwachung der Veresterungsanla- 
gen sichergestellt wird. Die Kommission ist eben- 
falls der Auffassung, daß eine solche Überwa- 
chung unerläßlich ist; sie hält es jedoch für rich- 
tig, daß jedem Mitgliedstaat die Wahl der Mittel, 
um dies zu verwirklichen, überlassen bleibt. 

3. Der vorliegende Vorschlag sieht gemeinsame 
Maßnahmen vor, die praktisch schon in minde- 
stens zwei Mitgliedstaaten Anwendung finden 
und die Interessen der anderen nicht verletzen 
können. Andererseits fügt sie sich vollkommen 
in den Rahmen der Maßnahmen ein, die bezwek- 
ken, die Stabilisierung des Olivenölmarktes 
sicherzustellen und den Erzeugern die erforder- 
lichen Garantien hinsichtlich ihrer Beschäftigung 
und ihrer Lebenshaltung zu geben. 

4. Die Kommission legt schließlich Wert darauf zu 
unterstreichen, daß die gewählte Lösung nicht 
nur von dem Bestreben getragen ist, Handels- 
hemmnisse zu vermeiden, sondern auch davon, 
die Qualität der Erzeugnisse zu beachten und die 
Verbraucher vor Täuschung und Verfälschung zu 
schützen. 
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